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Bekanntmachung vom 10.02.2025

Ether die Transparenzpflichten der Vertretungsberechtigten des Bürgerentscheides in der Stadt
Geilenkirchen in dem Abstimmungszeitraum vom 24.02.2025 bis zum 16.03.2025 mit nachfol-
gender Fragestellung:

„Sind Sie dagegen, class auf dem GrundstOck Flur 44, Flurstück 181 in Geilenkirchen eine „Zentrale
Unterbringungseinrichtung (ZUE)" zur Unterbringung von maximal 350 geflüchteten Menschen
durch die Bezirksregierung Köln errichtet, betrieben und sicherheitstechnisch betreut wird und die
Stadt die Verhandlungen mit der Bezirksregierung Köln Ober die Errichtung einer ZUE fortführt, weil
in der Nähe zwei kleine Dörfer - Rischden und Hochheid mit einer in Summe deutlich geringeren
Bevölkerungsanzahl (250) als die ZUE maximal an Bewohnerinnen und Bewohner aufweisen wird
- vorhanden sind und der Standort auf dem als Gewerbefläche definierten Areal des Gewerbege-
bietes An Fürthenrode in unmittelbarer Nähe der dort ansässigen Unternehmen liegt und die Stadt
Geilenkirchen die verpflichtend aufzunehmenden Flüchtlinge ohne Wohnsitzauflage auch dezent-
ral oder zumindest in einer ZUE an einem anderen Ort unterbringen könnte, ohne class die Gemein-
schaft aus Bevölkerung und Gewerbetreibenden durch die Platzierung einer ZUE an diesem Ort
systemrelevanten Veränderungen des Wohn- und Gewerbeumfelds ausgesetzt ware?"

§ 26a der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gibt vor, dass die Unter-
lagen zur Einreichung eines Bürgerbegehrens eine Erklarung darüber enthalten müssen, ob und in
welcher Gesamthöhe die Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens Zuwendungen von Drit-
ten für die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerbegehrens erhalten oder eigene Mittel da-
für eingesetzt haben. Zuwendungen eines einzelnen Zuwendenden für den Zweck der Vorberei-
tung und Durchführung des Bürgerbegehrens, deren Gesamtwert 10.000 Euro übersteigt, sind un-
ter Angabe des Namens und der Anschrift des Zuwendenden sowie der Gesamthöhe der Zuwen-
dung anzugeben. Es besteht ferner eine Mitteilungspflicht der Vertretungsberechtigten gegen-
Ober dem Bürgermeister, wenn die Vertretungsberechtigten nach Antragstellung eine Zuwendung
erhalten, die allein oder zusammen mit weiteren Zuwendungen dieses Zuwendenden den Ge-
samtwert von 10.000 Euro übersteigt. Wird Ober die Frage des Bürgerbegehrens ein Bürgerent-
scheid durchgeführt, besteht die Mitteilungspflicht bis zu dessen Abschluss fort.

Bei der Einreichung eines Bürgerbegehrens müssen die Vertretungsberechtigten an Eides statt
versichern, dass der Mitteilungspflicht vollständig und richtig nachgekommen worden ist. Wird
Ober die Frage des Bürgerbegehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt, müssen die Vertretungs-
berechtigten fristgerecht vor dem Bürgerentscheid die Erklärung an Eides statt erneuern.

lm Rahmen der Durchführung des eingereichten Bürgerbegehrens und des sich daraus anschlie-
ßenden Bürgerentscheides haben die Vertretungsberechtigten, Frau Kathrin Gerster, Frau Franca
Baeumer und Frau Sandra Goertz, mit Datum vom 28.06.2024 die in der Anlage 1 beigefügte Er-
klarung und mit Datum vom 07.02.2025 die in der Anlage 2 beigefügte Erklarung abgegeben, die
ich hiermit offentlich bekannt mache.

Geilenkirchen, den 10.02.2025

Daniela Ritzerfeld
Bürgermeisterin



A 14 e-

V
Erklärung Transparenzpflicht auf Basis § 26a GO NRW durch die
Vertretungsberechtigten (§ 26 Abs (2) Satz 2)

Hiermit erklaren wir — die Unterzeichnerinnen — dass wir zum Datum und Update dieses
Antrages folgende Zuwendungen von Dritten für die Vorbereitung und Durchführung des
Bürgerbegehrens erhaiten haben: 0,00 E

J An eigenen Mittel wurden eingesetzt: ca. 80,00 E- air digitate Kommunikation, Strom, Papier

usw.

Uns ist bewusst, dass weitere Informationsverpflichtungen auf Basis § 26a Abs. (2) bestehen,
sofem sich die dort definierten Modifikationen ergeben.

Wir, die Vertretungsberechtigten, versichern bei der Einreichung dieses Antrages an Eides statt,
dass wir der Mitteilungspflicht gemaß § 26a GO NRW vollständig und richtig nachgekommen
sind.



A1,

Stadtverwaltung Posternpfangerin derVertretungsberechtigten

Geilenkirchen Kathrin Gerster

z. Hd. Herrn Brunen Eiseder Hof 5

Markt 9 52511 Geilenkirchen

52511 Geilenkirchen

Hiermit versichern wir Folgendes an Eides statt:

1)Finanzielle Zuwendungen Dritter für die Vorbereitung und DurchfUhrung des

Bürgerbegehrens haben wir bis heute nicht erhalten.

2)Aus eigenen Mitteln haben wir für die Vorbereitung und Durchführung bis heute 3028,09 €
gezahlt.

Geilenkirchen, den 06.02.2025

Kathrin Gerster Franca Baeumer Sandra Goertz
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